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Bericht des Gemeinderats zur Initiative zum Schutz von Familien-
gartenarealen in Riehen 
 
 
Kurzfassung: 

Der Einwohnerrat hat am 27. Januar 2010 das Initiativbegehren „zum Schutz von Familien-
gartenarealen“ für rechtlich zulässig erklärt und dem Gemeinderat zur Berichterstattung 
überwiesen.  
 
Mit Vertretern des Initiativkomitees wurden seit dem Überweisungsbeschluss des Einwoh-
nerrats mehrere Gespräche geführt, in welchen ein möglicher Kompromiss entworfen wurde. 
Eine entsprechende Vereinbarung konnte schliesslich anfangs Mai 2011 unterzeichnet wer-
den. Die Vereinbarung eröffnet der Gemeinde den notwendigen Entwicklungsspielraum für 
die Zentrumsbebauung bei der S-Bahn-Haltestelle Niederholz sowie für eine Gewerbezone 
im Bereich Hörnli an der Bahnlinie nach Grenzach. Im Gegenzug stellt die Vereinbarung 
sicher, dass die bestehenden Familiengärten - mit Ausnahme der genannten Areale - im 
Rahmen der Gesamtzonenplanrevision erhalten werden sollen. 
 
Der Gemeinderat empfiehlt dem Einwohnerrat, dem Gegenvorschlag zuzustimmen, der auf 
der Grundlage der Vereinbarung ausgearbeitet wurde. Stimmt der Einwohnerrat dem Ge-
genvorschlag ohne Abstriche zu, zieht das Initiativkomitee gemäss Vereinbarung die Initiati-
ve zurück.  
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Seite 2 1.  Ausgangslage 

Im Juli 2009 wurde im Kantonsblatt das Zustandekommen der Initiative „zum Schutz von 
Familiengartenarealen“ festgestellt. Sie hat folgenden Wortlaut: 

„Die unterzeichneten, in der Gemeinde Riehen stimmberechtigten Personen stellen ge-
stützt auf die Gemeindeordnung der Gemeinde Riehen vom 27. Februar 2002, § 13 und 
die Ordnung der politischen Rechte in der Einwohnergemeinde Riehen vom 24. April 
2004, §§ 27, 29, 31 und 32 das folgende unformulierte Initiativbegehren: 
Die unterzeichneten, in Riehen stimmberechtigten Personen verlangen, dass die zustän-
digen Behörden in Riehen für sämtliche Familiengartenareale im Gebiet der Gemeinde 
Riehen im Zonenplan der Gemeinde Riehen am heutigen Ort und in der bisherigen Grös-
se eine besondere Familiengartenzone festsetzen und damit die Weiterführung der be-
stehenden Familiengartenareale sichern.“ 

 
Der Einwohnerrat hat am 27. Januar 2010 das Initiativbegehren  für rechtlich zulässig erklärt 
und dem Gemeinderat zur Berichterstattung überwiesen. Der Einwohnerrat hat seinerzeit 
jedoch davon abgesehen, gemäss § 41 Abs. 1 der Ordnung der politischen Rechte das Ein-
treten auf die Initiative zu beschliessen (und damit die Ausformulierung der Initiative zu ver-
anlassen), weshalb aufgrund einer Gesetzeslücke derzeit keine verbindliche Berichterstat-
tungsfrist läuft und die Initiative den Stimmberechtigen noch immer unformuliert zur Abstim-
mung vorgelegt werden könnte. 
 
Auf Kantonsebene wurde eine praktisch gleich lautende Initiative zum Schutz der Basler 
Familiengartenareale eingereicht. Am 15. Mai 2011 hat das Stimmvolk die Initiative mit 
36,4% Zustimmung deutlich abgelehnt (Riehen 35,8% Zustimmung), hingegen wurde dem 
Gegenvorschlag mit 54,8% zugestimmt (in Riehen 53,0%) Dieser sieht vor, dass der Kanton 
mindestens 82 Hektaren Gartenareale in Basel und im Umland bereitstellt und innerhalb des 
Stadtgebiets ein Angebot von mindestens 80% der heutigen Familiengärten gewährleistet. 
Die Familiengartenareale in Riehen werden gemäss Ratschlag1 nicht zum Umland gezählt: 
„Die Gemeinden Bettingen und Riehen entscheiden über den Mindestumfang der auf ihrem 
Gebiet für die Freizeitgartennutzung bereitgestellten Flächen im Rahmen ihrer Gemeindeau-
tonomie.“  
 
 
2.  Bericht zur Initiative 

2.1.  Bestehende Familiengartenareale in Riehen 

Familiengärten oder Freizeitgärten („Schrebergärten“) sind ein wichtiger Bestandteil des 
Freizeitangebots für die Bevölkerung von Basel und Riehen. Trotz eines nicht unerheblichen 
Versiegelungsgrads und teilweise belasteter Böden gehören Freizeitgärten zum Grünraum 
und können je nach Lage und Gestaltung auch zur ökologischen Vernetzung beitragen. An 
einigen Standorten sind sie Lebensraum seltener und geschützter Tiere. Die früher wichtige 
                                                 
1 Ratschlag und Bericht Nr. 09.0959.03 vom Juni 2010 



 
 

Seite 3 Selbstversorgungsfunktion der Gärten ist inzwischen zugunsten der Freizeitnutzung zurück-
gegangen.  
 
Familiengärten sind, auch wenn sie auf öffentlichem Boden liegen, nur partiell öffentlich zu-
gänglich. Die Areale sind in der Regel den Pächterinnen und Pächtern vorbehalten und ent-
sprechend abgeschlossen. Insbesondere im Niederholzquartier sind dadurch viele direkt 
angrenzende Naherholungsräume nicht der gesamten Bevölkerung zugänglich.  
 
Das Interesse an Freizeitgärten unterliegt seit den 1990er-Jahren einem deutlichen Wandel: 
Zum einen werden mehr Gärten aufgegeben als früher, zum anderen ist die Nachfrage nach 
Freizeitgärten vor allem bei jüngeren Familien zurückgegangen: Die Anzahl der Gartenkün-
digungen pro Jahr hat gemäss Stadtgärtnerei, welche die meisten Gärten verwaltet, seither 
um ungefähr ein Drittel zugenommen. Aufgrund der Altersstruktur der Gartenbesitzerinnen 
und -besitzer und dem Trend, dass viele der neuen Nutzerinnen und Nutzer ihren Garten 
schon nach kurzer Zeit wieder abgeben, ist auch künftig von einer anhaltend hohen Fluktua-
tion auszugehen. Für Gärten, welche allenfalls aufgehoben werden müssen, kann deshalb - 
in der Regel problemlos und innerhalb desselben Familiengartenareals - Ersatz angeboten 
werden. 
 
In Riehen gehören die Grundstücke, auf denen sich Familiengärten befinden, entweder der 
Einwohnergemeinde Riehen, der Einwohnergemeinde der Stadt Basel oder der Pflanzland-
stiftung. Die Pächter sind arealweise als Familiengartenvereine organisiert. Die Areale wei-
sen in aller Regel gemeinschaftliche Einrichtungen wie Wege, Spielflächen und Vereinshäu-
ser auf. 
 
Nach altem Hochbautengesetz waren Familiengärten im Landwirtschaftsgebiet zonenkon-
form, deshalb sind die Areale gemäss geltendem Zonenplan dem Landwirtschaftsgebiet 
zugeordnet. Weil diese Regelung aber im Konflikt zum Bundesrecht stand, sind gemäss 
neuem Bau- und Planungsgesetz, welches im Jahr 2001 in Kraft gesetzt wurde, Familien-
gärten im Landwirtschaftsgebiet nicht mehr zulässig. Das heisst, dass in der anstehenden 
Gesamtzonenplanrevision jene Familiengärten, welche zonenrechtlich für die nächsten 15 
Jahre gesichert werden sollen, einer eigenen Zone zugewiesen werden müssen.  
 
2.2.  Planungsziele der Gemeinde 

Gemäss kommunalem Richtplan tangieren Planungen der Gemeinde drei Areale, welche 
zurzeit teilweise durch Familiengärten genutzt werden: 

- Auf einem 4’690 m2 grossen Areal, welches direkt an die S-Bahn-Haltestelle Nieder-
holz angrenzt, ist eine Zentrumsbebauung mit einem Restaurant oder Café, Läden, 
Saal, Büroräumen und Wohnungen geplant (siehe Vorlage 10-14.085 vom Mai 
2011). Mit der Bebauung soll das Zentrum des Niederholzquartiers gestärkt und ent-
wickelt werden. Damit auf dem Areal an der Rauracherstrasse gebaut werden kann, 
muss es von der Grünzone / Landwirtschaftsgebiet in die Bauzone umgezont wer-
den. In der öffentlichen Planauflage wurden gegen die Entwürfe keine Einsprachen 



 
 

Seite 4 vorgebracht. Mit dem Familiengartenverein Bäumlihof II wurde bereits im Jahr 2005 
eine Vereinbarung unterzeichnet, welche die Ersatzmassnahmen für den bestehen-
den, vereinsinternen Kinderspielplatz mit Toilettenanlage sowie Ersatz und Entschä-
digung der aufzuhebenden 13 Familiengärten regelt. 

- Im Bereich des Hörnli an die Bahnlinie nach Grenzach soll ein 6'700 m2 grosses Are-
al einer Gewerbezone zugewiesen werden. In Riehen gibt es zurzeit keine solche 
Zone, sie wird aber - etwa vom Handels- und Gewerbeverein - seit Jahren ge-
wünscht, um Riehener Betrieben eine verkehrsmässig gut erschlossene Lage anbie-
ten zu können, und entspricht auch tatsächlich einem Bedürfnis nach lokalen Gewer-
bedienstleistungen. Die Gewerbezone Hörnli könnte unter anderem als Ersatzfläche 
für Betriebe mit Standort im verkehrsmässig ungünstig gelegenen Stettenfeld dienen. 

- Das übrige Gebiet Hörnli/Landauer ist im kommunalen Richtplan als strategische 
Reserve ausgewiesen. Für die mittel- und längerfristige Entwicklung der Gemeinde 
könnte dieses potenzielle Siedlungsgebiet nach Bedarf der Bauzone zugewiesen 
werden. In der anstehenden Gesamtzonenplanrevision mit einem Planungshorizont 
von 15 Jahren ist die Zuweisung des Gebiets in die Bauzone aber nicht geplant. 

 
2.3.  Vereinbarung mit Initiativkomitee 

Mit Vertretern des Initiativkomitees wurden seit dem Überweisungsbeschluss des Einwoh-
nerrats mehrere Gespräche geführt, in welchen ein Kompromiss entworfen wurde, der als 
Grundlage für einen Gegenvorschlag zur Initiative dienen soll. Der Kompromiss ermöglicht 
der Gemeinde auf der einen Seite den notwendigen Entwicklungsspielraum, auf der anderen 
Seite werden die bestehenden Familiengartenareale weitgehend zonenrechtlich gesichert. 
Der Kompromiss wurde schliesslich in einer Vereinbarung vom 3. Mai 2011 vom Initiativko-
mitee und vom Gemeinderat unterzeichnet (siehe Beilage).  
 
Die Vereinbarung enthält im Wesentlichen folgende Punkte (s. dazu die Planbeilage im An-
hang der Vereinbarung): 
 
- Die Familiengartenareale in Riehen werden für die nächsten 15 Jahre in ihrem Bestand 

grundsätzlich erhalten. 

- Die Gemeinde kann ein Areal sofort, ein zweites im Rahmen der laufenden Gesamtzo-
nenplanrevision und ein drittes in einigen Jahren in die Bauzone überführen: Areal Nr. 1 
betrifft die Fläche für die geplante Zentrumsbebauung an der S-Bahn-Haltestelle Nieder-
holz. Als zweites Areal kann im Bereich Hörnli an der Bahnlinie nach Grenzach eine Ge-
werbezone ausgeschieden und das Gebiet in die Bauzone überführt werden. Das 3. Are-
al, das einige Jahre später - aber noch vor einer nächsten Gesamtzonenplanrevision - 
umgezont werden darf, ist die Fortsetzung der Zentrumsbebauung entlang der Goten-
strasse. 

- Für die in den Arealen 1 bis 3 aufzuhebenden Gärten wird im Bereich Erlensträsschen 
eine Umzonung in ein Familiengartenareal vorgesehen (Areal 5). Diese Umzonung soll - 



 
 

Seite 5 sofern ein entsprechender Bedarf besteht - spätestens im Zuge der Überführung von 
Areal 3 in die Bauzone eingeleitet werden. 

- Weiter legt die Gemeinde auf dem nicht durch Familiengärten genutzten Brachland hin-
ter den Liegenschaften Hörnliallee 69 bis 81 eine Zone fest, die eine öffentliche Freizeit-
nutzung ermöglicht. Abgesehen davon soll das Areal Hörnli/Landauer - einschliesslich 
Areal 4 - in den nächsten 15 Jahren baulich nicht entwickelt werden.  

- Beschliesst der Einwohnerrat einen Gegenvorschlag zur Initiative, der dieser Vereinba-
rung folgt, verpflichtet sich das Initiativkomitee zum Rückzug der Initiative zugunsten des 
Gegenvorschlags. Zudem gibt das Komitee zuhanden der Riehener Familiengartenverei-
ne eine Empfehlung ab, die Gartenareale für die Öffentlichkeit als Naherholungsgebiete 
zugänglicher zu machen. 

 
Mit dieser Vereinbarung konnte eine Einigung gefunden werden, welche die Riehener Ge-
gebenheiten und die gegenseitigen Interessen in angemessener Weise berücksichtigt. Die 
bestehenden Familiengartenareale, die zum Charakter des „grossen grünen Dorfs“ einen 
wichtigen Beitrag leisten, werden grösstenteils erhalten, und es ist an geeigneter Stelle eine 
potenzielle Ersatzfläche bezeichnet, sofern eine entsprechende Nachfrage besteht. Gleich-
zeitig erhält die Gemeinde die Möglichkeit, zentral gelegene und mit dem öffentlichen Ver-
kehr hervorragend erschlossene Areale zu entwickeln und damit das Zentrum im Niederholz 
zu stärken. Zudem kann nach langer Suche endlich die seit Langem schwelende Frage 
nach einer neuen Gewerbezone beantwortet werden. 
 
2.4.  Formulierung der Initiative und Gegenvorschlag 

Die in Riehen gefundene Lösung hat den grossen Vorteil, dass nicht nur mit abstrakten Flä-
chenprozenten gehandelt, sondern über Areale verhandelt wurde, die genau bezeichnet 
sind. Deshalb kann nun genau definiert werden, welche Flächen die Initiative und welche 
der Gegenvorschlag als Familiengartenzone sichern will.  
 
Mit der Initiative würden sämtliche Familiengartenareale der neuen Familiengartenzone zu-
geordnet. Dies entspricht einer Fläche von rund 289'900 m2 (siehe Plan Inventar Nr. 
101.03.002). 
 
Mit dem Gegenvorschlag würde eine Fläche von 280’000 m2 der neuen Familiengartenzone 
zugeordnet (siehe Plan Inventar Nr. 101.03.003). Mit dem Gegenvorschlag werden in der 
Gesamtzonenplanrevision somit 96,6% der bestehenden Familiengartenareale zonenrecht-
lich gesichert. 
 
Die Familiengartenareale, welche zonenrechtlich in der Familiengartenzone gesichert wer-
den, sollen in der gleichen baulichen Intensität wie bisher genutzt werden können. Davon 
ausgenommen ist das Areal Hörnli/Landauer und Bäumlihof II, in welchem gemäss Verein-
barung zukünftig eine Unterkellerung sowie ein Stromanschluss zugelassen werden sollen, 
soweit dies in der Kompetenz der Gemeinde liegt. Die entsprechenden Vorschriften über die 



 
 

zulässige Nutzung und Bebauung werden im Rahmen der Gesamtzonenplanrevision areal-
weise erarbeitet und dem Einwohnerrat gleichzeitig zum Beschluss vorgelegt. 
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3.  Gesetzliches Planungsverfahren nach dem Einwohnerrats- oder Volksentscheid 

Nach dem Volksentscheid wird der Zonenänderungsentscheid noch nicht rechtskräftig. Die 
Zonenänderung muss zuerst das gesetzliche Planungsverfahren gemäss Bau- und Pla-
nungsgesetz durchlaufen. Dies hat im Rahmen der Gesamtzonenplanrevision zu erfolgen.  
 
Die Gesamtzonenplanrevision wird zurzeit intensiv bearbeitet und vom Gemeinderat vor-
aussichtlich Ende 2011 in das Vorprüfungsverfahren gemäss § 108 des kantonalen Bau- 
und Planungsgesetzes (BPG) verabschiedet. Nach der Vorprüfung und einer allfälligen Be-
reinigung wird die öffentliche Planauflage gemäss § 109 BPG durchgeführt. Anschliessend 
setzt der Einwohnerrat die Pläne gemäss § 111 BPG fest und entscheidet über allfällige 
Einsprachen. Gegen den Einwohnerratsbeschluss kann das Referendum ergriffen und ge-
gen Einspracheabweisungen kann rekurriert werden.  
 
Schliesslich sind die festgesetzten Pläne gemäss § 114 BPG vom kantonalen Bau- und Ver-
kehrsdepartement zu genehmigen. Erst mit der Genehmigung und nach Abschluss allfälliger 
Rechtsmittelverfahren werden die Zonenänderungen rechtskräftig. 
 
 
4.  Antrag 

Der Gemeinderat beantragt dem Einwohnerrat, gemäss beiliegendem Entwurf Beschluss zu 
fassen. 
 
Riehen, 24. Mai 2011 
 
Gemeinderat Riehen  
  
Der Präsident: Der Gemeindeverwalter: 

 

 

 
Willi Fischer Andreas Schuppli 
 
 
Beilagen:  
1. Neue Familiengartenzone gemäss Initiative, Plan Inventar Nr. 101.03.002 
2. Neue Familiengartenzone gemäss Gegenvorschlag, Plan Inventar Nr. 101.03.003 
3. Vereinbarung zwischen Initiativkomitee und Einwohnergemeinde Riehen 



 
 

Seite 7 Beschluss des Einwohnerrats betreffend Initiative zum Schutz von Familien-
gartenarealen in Riehen  
 
„Der Einwohnerrat beschliesst auf Antrag des Gemeinderats: 
 
I. Eintreten 
 
Auf die Volksinitiative zum Schutz von Familiengartenarealen wird eingetreten. 
 
 

II. Behandlung der Volksinitiative zum Schutz von Familiengartenarealen in Riehen 
 
Das unformulierte Initiativbegehren zum Schutz von Familiengartenarealen in Riehen wird 
wie folgt ausformuliert: 
 
Der Einwohnerrat beschliesst in Ausformulierung des Initiativbegehrens zum Schutz von 
Familiengartenarealen: 
 
1. Die neue Familiengartenzone gemäss Plan Nr. 101.03.002 als Planentwurf für das 

nachfolgende Planungsverfahren wird gutgeheissen. 
 
2. Die Volksinitiative wird - sofern sie nicht zurückgezogen wird - den Stimmberechtigten 

mit der Empfehlung auf Verwerfung und gleichzeitig mit dem Gegenvorschlag gemäss 
Ziff. III hiernach vorgelegt. 

 
 

III.   Gegenvorschlag zur Initiative zum Schutz von Familiengartenarealen in Riehen 
 
1. Im Sinne eines Gegenvorschlags zur Volksinitiative zum Schutz von Familiengarten-

arealen in Riehen wird die neue Familiengartenzone gemäss Plan Nr. 101.03.003 als 
Planentwurf für das nachfolgende Planungsverfahren gutgeheissen. 

 
2. Der Beschluss wird den Stimmberechtigten zusammen mit der Initiative zum Schutz 

von Familiengartenarealen in Riehen vorgelegt. Im Falle des Rückzugs der Initiative 
wird der entsprechende Beschluss betreffend den Gegenvorschlag nochmals publi-
ziert und unterliegt dann dem fakultativen Referendum. 

 
Diese Beschlüsse werden publiziert." 
 
Riehen,  
 
Im Namen des Einwohnerrats 
  

Die Präsidentin: Der Sekretär: 
  
  
  
Salome Hofer Andreas Schuppli 
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